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Asylproblematik richtig anpacken 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, folgende Massnahmen zur Bewältigung der aktuellen Asylprob-
lematik zu ergreifen: 
1. Berücksichtigung der lokalen Verhältnisse (Bevölkerungszahl, Ausländeranteil, Lage der geplan-

ten Unterkünfte) bei der Unterbringung der Asylsuchenden. 
2. Verbesserung der Zusammenarbeit mit den lokalen Behörden in den Gemeinden, insbesondere 

Verbesserung der Kommunikation mit den Behörden und nach aussen. 
3. Intervention beim Bundesrat, dass die Ziele der verschärften Asylgesetzgebung erreicht und die 

Vorschriften nicht von Wirtschaftsmigranten umgangen werden. 
Begründung: 
Der Kanton Bern ist praktisch wöchentlich mit der Nachricht konfrontiert, dass eine neue Asylunter-
kunft eröffnet wird und die Bevölkerung ungenügend informiert wurde. Als Beispiel sei Schafhausen 
genannt, wo der Kanton trotz anderslautender Vereinbarung mit der Gemeinde mit der Kommunika-
tion nach aussen vorpreschte und damit dem Gemeinderat die Möglichkeit nahm, vorgängig das 
Gespräch mit der Bevölkerung zu suchen. Dies ist umso gravierender, als die Bevölkerung von 
Schafhausen als Teil von Hasle mit dem Zuzug von Asylsuchenden praktisch verdoppelt wird. 
Zu denken gibt auch die Tatsache, dass es sich bei den untergebrachten Personen oft nicht um 
Flüchtlinge aus den aktuell umkämpften Gebieten in Syrien handelt, sondern vielmehr um Einwan-
derer aus Eritrea. Der von der Regierung genannte Notstand ist also offenbar nicht durch die 
Kampfhandlungen in Syrien entstanden, sondern durch eine verstärkte Zuwanderungsbewegung 
aus Eritrea. Dies irritiert die Bevölkerung, die gerne bereit ist, traumatisierten Flüchtlingen Schutz zu 
gewähren, dann aber feststellen muss, dass es sich bei den untergebrachten Personen gar nicht 
um echte Flüchtlinge aus Kriegsgebieten handelt. 
Begründung der Dringlichkeit: Die Situation in den Gemeinden droht zu eskalieren, wenn nicht so 
rasch wie möglich gehandelt wird. 
 
Antwort des Regierungsrats 
 
Einleitend hält der Regierungsrat fest, dass das Bundesamt für Migration die einreisenden Asylsu-
chenden in den Empfangs- und Verfahrenszentren des Bundes oder an den Flughäfen registriert 
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und sie anhand des Verteilschlüssels und unter Berücksichtigung der in der Schweiz lebenden Fa-
milienangehörigen auf die Kantone verteilt (Artikel 21 bis 27 des Asylgesetzes vom 26. Juni 1998 
[SR 142.31]). Der Kanton Bern ist gesetzlich verpflichtet, die ihm zugewiesenen Asylsuchenden 
aufzunehmen, unterzubringen und zu betreuen. 
Grundsätzlich ist das Amt für Migration und Personenstand (MIP), gestützt auf die Platzkapazität in 
den bestehenden Kollektivunterkünften und der Ausplatzierungsmöglichkeiten in Privatwohnungen, 
in der Lage, wöchentlich durchschnittlich sechzig Personen des Asylbereichs unterzubringen und zu 
betreuen. Aufgrund der aktuellen Zuweisungszahlen an den Kanton Bern steht das MIP zurzeit vor 
der Herausforderung, zwischen sechzig bis neunzig neu ankommenden Asylsuchenden pro Woche 
eine Unterkunft zur Verfügung stellen zu müssen. Zur Bewältigung der unvorhergesehenen Zunah-
me von zugewiesenen Asylsuchenden und um jeder um Asyl ersuchenden Person eine Unterkunft 
anbieten zu können, wurde mit Regierungsratsbeschluss vom 25. Juli 2014 die Situation im Asylwe-
sen als Notlage im Sinne von Artikel 2 des Kantonalen Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetzes vom 
24. Juni 2004 (BSG 521.1) erklärt. 
Zu Ziffer 1 
Der Kanton Bern hat bei der Verteilung der Asylsuchenden innerhalb des Kantons laut Gesetzestext 
«soweit möglich» auf das Verhältnis zur Wohnbevölkerung zu achten (Art. 4 Abs. 5 Einführungsge-
setz zum Ausländer- und zum Asylgesetz, EG AuG und AsylG). Der Regierungsrat ist der Auffas-
sung, dass das MIP diese Vorgaben umsetzt.  
In Ausnahmesituationen, in denen die Anzahl der gestellten Asylgesuche in der Schweiz und da-
durch die Zuweisungszahl an den Kanton Bern konstant stark ansteigt, müssen zusätzliche Kollek-
tivunterkünfte rasch neu eröffnet werden können. Dabei kann es vorkommen, dass nicht jederzeit 
auf die lokalen Verhältnisse Rücksicht genommen werden kann. Somit wird die rasche Unterbrin-
gung des betroffenen Personenkreises höher gewichtet als die Berücksichtigung der lokalen Ver-
hältnisse. Der Regierungsrat schätzt deshalb das Entgegenkommen und das Engagement jener 
Gemeinden, Unterkunftskapazitäten zur Verfügung zu stellen, ausserordentlich. So konnten nebst 
den Zivilschutzanlagen in Burgdorf, Moosseedorf, Hindelbank und Ittigen je eine neue oberirdische 
Kollektivunterkunft in Riggisberg, Schafhausen und Aeschiried in Betrieb genommen werden. Ohne 
diese Bereitschaft der Gemeinden wäre es für den Kanton Bern nicht möglich gewesen, die hohe 
Zuweisungszahl bisher zu bewältigen.  
Zu Ziffer 2 
Der Regierungsrat befürwortet eine enge Zusammenarbeit und eine gute Absprache zwischen den 
kantonalen Migrationsbehörden und den Standortgemeinden bei der Eröffnung neuer Kollektivun-
terkünfte für Asylsuchende. Die Information der Bevölkerung liegt in der Verantwortung der Ge-
meindebehörden, die Koordination der Kommunikationsaktivitäten erfolgt in jedem Fall zwischen 
Kanton und Gemeinde. Dabei werden die verschiedenen Anliegen im Vorfeld einer Zentrumseröff-
nung gemeinsam besprochen und aufeinander abstimmt. Bei dringenden Eröffnungen kann die Be-
völkerung bisweilen nicht immer im gewünschten Mass vorinformiert werden. Zusammenfassend 
hält der Regierungsrat fest, dass die Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Kanton und 
Gemeinden gut funktioniert. 
Zu Ziffer 3 
Aus Sicht des Regierungsrats ist derzeit keine Intervention beim Bundesrat bezüglich der korrekten 
Umsetzung der Asylgesetzgebung nötig. Die Neustrukturierung des Asylwesens ist im Gang, der 
Kanton Bern wird als eigenständige Asylregion geführt werden. Es liegen dem Regierungsrat zurzeit 
keine Hinweise vor, dass das Bundesamt für Migration die Gesetzgebung nicht umsetzen will. 
Der Regierungsrat beantragt: 
Punktweise beschlossen 
Ziffer 1: Annahme u. gleichzeit. Abschreibung 
Ziffer 2: Annahme u. gleichzeit. Abschreibung 
Ziffer 3: Ablehnung 
 
Präsidentin. Nous passons à l'affaire 18, motion de M. Bärtschi Je ne vous cache pas que mon but 
est de finir cette Direction jusqu'à midi. S'attaquer correctement au problème de l'asile. M. Bärtschi 
a retiré le point 3. M. Bärtschi conteste le classement du point 2 et est d'accord avec le classement 
du point 1. Nous nous entretenons donc seulement sur le point 2, sur le classement du point 2. 
Vous êtes d'accord M. Bärtschi? – Vous ne dites rien, donc c'est bon. Alors on y va, les groupes 
peuvent s'annoncer et nous sommes en débat libre. Allez-y monsieur. 
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Alfred Bärtschi, Lützelflüh (SVP). Im letzten Herbst wurde in Schafhausen, Emmental, in einem 
leerstehenden Schulhaus eine so genannte oberirdische Asylunterkunft eröffnet. Während den Ver-
handlungen zwischen Kanton und Gemeinden sind Informationen an die Öffentlichkeit gelangt, be-
vor die Gemeinde ordentlich informieren konnte. Wo diese Informationen hergekommen sind, ist mir 
nicht ganz klar. Ich habe mit einigen Leuten gesprochen, aber es ist jetzt auch nicht mehr unbedingt 
relevant, ob dies bei der Gemeinde, beim Kanton oder bei der Verwaltung geschah. Ich weiss auch, 
dass das in Aeschiried sehr gut funktioniert hat. Darüber habe ich vorhin noch mit einer Kollegin von 
der BDP diskutiert. Das anerkenne ich. Mein Anliegen in Punkt 2 zielt einzig und allein drauf, dass 
der Kanton als federführendes Organ beim Suchen von Asylunterkünften das Möglichste unter-
nimmt und auch die Gemeinden angehalten sind, die Bevölkerung zielgerichtet und zeitlich korrekt 
zu informieren. Man hätte in Schafhausen, Gemeinde Hasle, sehr viel Unmut verhindern können, 
wenn die Informationspolitik sehr gut gewesen wäre. In der Bevölkerung hätte es viel weniger Unru-
he gegeben. Geschätzte Kolleginnen, geschätzte Kollegen, ich danke Ihnen ganz herzlich für die 
mehrheitliche Annahme der Motion und hoffe, dass Sie die Abschreibung in Punkt 2 auch nicht ge-
währen. 
 
Präsidentin. Pour les Verts, M. Sancar. Je prierais les groupes de s'annoncer s'il vous plaît. 
 
Hasim Sancar, Bern (Grüne). Die Flüchtlingsströme sind weltweit enorm und nehmen leider täglich 
zu. Auch wir sind damit konfrontiert. Wie immer verbleibt der grösste Teil der Flüchtlinge im Konflikt-
land als interne Vertriebene oder in den Nachbarländern. Ein Bruchteil schafft es aus der Konfliktre-
gion hinaus bis nach Europa, ein Teil davon verliert ihr Leben auf dem Fluchtweg, in den offenen 
Meeren. Ein kleiner Teil dieses Bruchteils kommt in die Schweiz um Schutz vor Bürgerkrieg, Verfol-
gung, Gewalt und Hunger – kurz: vor Elend – zu suchen. Unsere humanitäre Tradition, die Men-
schenwürde und das Recht verpflichten uns, diese Menschen aufzunehmen und für sie zu sorgen. 
Und wir dürfen nie vergessen, dass die Zahl der Flüchtlinge, die zu uns kommen und in den Nach-
barländern Schutz suchen, unvergleichbar niedrig ist. 
Wir Grünen habe die Arbeit der Direktion POM und des Amtes für Migration und Personenstand 
(MIP) im Asylbereich kritisch beobachtet und wegen der Konzeptlosigkeit und falschen Handlungen 
im Asylbereich oft auch kritisiert. Wir werden dies in einer konstruktiven Art auch weiterhin tun. Wir 
stellen fest, dass die zuständigen Behörden zu lange zugewartet haben. Dennoch ist festzuhalten, 
dass sie die Notlage seit letztem Sommer gut gemeistert haben. Wir sind uns dessen bewusst: 
Neue Unterkünfte für die zunehmende Zahl der Asylsuchenden zu finden und sie in kurzer Zeit un-
terzubringen, ist ein komplexes und heikles Unterfangen.  
Grundsätzlich sind wir mit den Motionären einverstanden und wir wünschen uns auch, dass die lo-
kalen Verhältnisse bei der Unterbringung berücksichtigt werden sollten. Wir wissen aber alle, wie 
schwierig es ist, eine optimale Lösung unter Zeitdruck zu finden. Wir unterstützen voll und ganz die 
Bestrebungen, die Zusammenarbeit mit den lokalen Behörden und vor allem auch mit der Bevölke-
rung zu verstärken. So könnte sich auch ein Netz für die Asylsuchenden entwickeln, was wiederum 
sowohl für die Bevölkerung als auch für die Asylsuchenden ein gutes Klima schaffen würde. Das 
Engagement der Freiwilligen im Zentrum Riggisberg, Deutschkurse zu organisieren, zeigt, dass 
solches möglich ist. Die Grünen werden die beiden ersten Punkte annehmen und die Abschreibung 
unterstützen, wie der Regierungsrat empfiehlt.  
 
Regina Fuhrer-Wyss, Burgistein (SP). Wir haben gehört, dass der vorliegende Vorstoss auf ei-
nem Einzelfall beruht. Er wurde klar nur um die Diskussionen ums Zentrum in Schafhausen erarbei-
tet. Wir wissen aber alle auch, dass dieses Thema grundsätzlich sehr emotional aufgeladen ist und 
auch in der Gemeinde Hasle wurden und werden die Diskussionen emotional geführt. Ich persönlich 
erachte es aber als unsere Aufgabe, zu dieser Thematik hier eine sachliche Diskussion zu führen. 
Wir leben in einer Zeit, in der die Flüchtlingsthematik sehr aktuell ist. In vielen Teilen der Welt ist 
eine grosse Anzahl Menschen auf der Flucht, so viele wie schon lange nicht mehr. Die Zahl der 
Menschen auf der Flucht ist massiv gestiegen, und das hat auch Auswirkungen auf die Schweiz. 
Wir wissen, dass der Bund die Asylsuchenden auf die Kantone verteilt. Innerhalb kurzer Zeit wurden 
mehrere neue Zentren eröffnet. Das ist ganz klar eine grosse organisatorische, logistische und vor 
allem auch kommunikative Herausforderung für alle Beteiligten. Das heisst auch, dass die Zentren 
innerhalb relativ kurzer Zeit dort eröffnet werden mussten, wo es möglich und auch sinnvoll ist.  
Was bedeutet nun die in der Motion geforderte Ziffer 1, dass die lokalen Verhältnisse berücksichtigt 
werden müssen? Was würde das konkret heissen? Soll es Unterkünfte nur noch in den Städten 
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geben, also nur noch in Bern, Thun und Biel? Sind denn Zentren auf dem Jaunpass oder auf dem 
Brünig nicht mehr möglich? U (Hier unterbricht die Präsidentin die Rednerin). 
 
Präsidentin. Madame, nous ne parlons pas du point 1, nous parlons du classement du point 2. Je 
répète, nous parlons seulement du classement du point 2. Je vous prie, même si vous avez déjà 
écrit vos textes, de vous limiter à ce qui est demandé. Merci Madame, excusez-moi, mais c'est 
comme cela, merci. 
 
 
Regina Fuhrer-Wyss, Burgistein (SP). Gut, entschuldigen Sie, wenn ich in diesem Punkt zu aus-
führlich wurde. Ich möchte aber doch in Bezug auf die Thematik noch erwähnen, dass es auch sehr 
gute Beispiele für gut funktionierende Zentren gibt und zwar auch solche in ländlichen Gemeinden. 
Die Asylproblematik richtig anpacken, genau diese Meinung haben wir auch! Richtig anpacken be-
deutet aber nicht, nur einen Einzelfall anzuschauen, sondern ein Ganzes. Die SP-PSA-JUSO-
Fraktion lehnt nicht nur die Abschreibung, sondern die Punkte grundsätzlich ab. 
 
Christoph Grimm, Burgdorf (glp). Wir verstehen natürlich die Sorgen, die der Motionär hier hat. 
Ich persönlich wohne sehr nahe von diesem Asylzentrum. Aber ich wohne noch näher von einem 
anderen Notzentrum, nämlich der Notunterkunft in Burgdorf. An diesem Beispiel habe ich gelernt, 
dass es wahnsinnig schwierig ist, im richtigen Moment einwandfrei zu kommunizieren. Das macht 
man einfach immer gerade falsch! Da können Sie machen, was sie wollen! Und das geschieht spe-
ziell dann, wenn es um Schafhausen geht, das etwa 300 Einwohner hat. Es ist wahnsinnig schwie-
rig, in Hasle zu kommunizieren, das eigentlich eine grosse Gemeinde ist, aber Schafhausen gehört 
in diese Gemeinde. In Burgdorf hat es sehr gut geklappt zwischen Migrationsdienst des Kantons 
Bern (Midi), Amt für Migration und Personenstand (MIP), Gemeinde und Anwohnern. Wir wurden 
gut informiert. Natürlich war die Freude nicht gross. Und klar gab es auch gewisse Widerstände, 
aber es klappte.  
Nun können wir einfach den Auftrag geben, das hier nicht abzuschreiben. Aber was macht dann die 
Polizeidirektion konkret? Sie überlegt sich einfach noch einmal, wie sie es beim nächsten Mal ma-
chen soll. Aber ich glaube, das tut sie ohnehin schon. Die glp ist also einstimmig der Meinung, dass 
wir das ruhig abschreiben können, denn die Beteiligten verbessern sich, und wir hoffen und geben 
hier in Auftrag, dass sie dies immer tun.  
 
Ernst Tanner, Ranflüh (EDU). Die vielen Flüchtlinge, die unserem Kanton zugewiesen werden, 
sind für uns alle eine grosse Herausforderung. Wir kommen nicht darum herum, Gebäude und 
Betreuungspersonen zur Aufnahme dieser Personen zur Verfügung zu stellen. Die Motion ist aber 
kein Widerspruch zu unserem Auftrag. Sie weist auf etwas hin, das in jüngster Zeit nicht richtig ab-
gelaufen ist. Darum nimmt die EDU-Fraktion die Punkte 1 und 2 an. Und beim Punkt 2 sind wir be-
reit, nicht abzuschreiben. Beim zurückgezogenen Punkt 3 hätten wir mitgeholfen, weil es uns wich-
tig ist, dass die Wirtschaftsmigranten nicht den Kriegsflüchtlingen gleichgestellt werden. 
 
Manfred Bühler, Cortébert (SVP). Concernant le point 2 qui demande quelque chose qui est en 
fait une évidence, la communication aussi bien avec les autorités qu'avec la population est néces-
saire dans un domaine aussi sensible que celui de l'asile. Nous savons tous que la pression migra-
toire, par tous les canaux existants, qu'ils soient légaux ou pas, augmente et est forte en Suisse. Le 
peuple suisse a montré par les dernières votations qu'il est préoccupé par cela, il est donc normal 
que la population d'une commune touchée par un tel projet soit aussi très sensible à ce genre de 
projet. La communication est essentielle et de ce point de vue-là, d'une part, évidemment, le groupe 
UDC soutient pleinement sur le fond le point 2, mais conteste aussi son classement, puisque l'on a 
vu dans les exemples passés que cette communication a posé des problèmes. Je crois que c'est 
une évidence que de dire aujourd'hui que cette communication doit toujours être améliorée, on peut 
toujours faire mieux, que ce soit du point de vue des autorités cantonales, du point de vue des auto-
rités fédérales, du point de vue des autorités communales aussi, et ces autorités communales doi-
vent bien sûr, en temps et lieu, être informées le plus vite possible, afin de pouvoir préparer tout 
projet le mieux possible, et de pouvoir ensuite l'apporter dans la population pour que, s'il fait sens,  il 
soit accepté. En ce sens, nous contestons clairement unanimement le classement du point 2. 
 
Monika Gygax-Böninger, Obersteckholz (BDP). Zur Abschreibung: Wie der Motionär bereits sag-
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te, funktioniert die Information in den meisten Fällen auch in diesem heiklen und emotionalen The-
ma gut. Wenn es im Fall von Schafhausen aus regionaler Sicht nicht optimal lief, ist das für die BDP 
nicht Grund genug, mit einer Nicht-Abschreibung zu signalisieren, wir hätten das Gefühl, im Kanton 
Bern laufe im Bereich Asylpolitik etwas aus dem Ruder. Die BDP hat schon vorher beschlossen, 
abzustimmen wie die Regierung empfiehlt und schreibt deshalb auch ab. 
 
Präsidentin. J'ai eu donc tous les groupes. Ceux qui veulent s'inscrire en tant qu'intervenants à titre 
personnel le font. Mme Gschwend de l'UDC, c'est à vous, vous avez trois minutes, et seulement sur 
le classement. 
 
Andrea Gschwend-Pieren, Lyssach (SVP). Ich möchte gerne auf das Votum von Regina Fuhrer 
Bezug nehmen. Sie hat gesagt, es gehe hier in Schafhausen um einen Einzelfall. Ich muss Ihnen 
leider sagen, dass dies nicht der Fall ist. Wir haben in verschiedenen Gemeinden im Kanton Bern 
das Problem, dass die lokalen Behörden vom Migrationsdienst einfach überfahren werden. Das 
passierte auch in meiner Heimatgemeinde Oberburg. Auch wenn in meiner Postadresse immer 
Lyssach steht, bin ich doch Oberburgerin. Auch in Oberburg wurden hinter dem Rücken von uns 
Gemeinderäten Verhandlungen geführt, um eine neues Asylzentrum zu eröffnen, und im allerletzten 
Augenblick wurden wir, der Gemeinderat, informiert. Wir hatten noch genau einen Tag Zeit um zu 
entscheiden, was wir machen wollen. Es ist also nicht so, dass die Zusammenarbeit mit den lokalen 
Behörden klappt, und deshalb fände ich es verfehlt, wenn man diesen Punkt abschreibt. Christoph 
Grimm wohnt nahe der Unterkunft Burgdorf. Meine Eltern wohnen noch näher, direkt in der Nach-
barschaft. Leider muss ich bestreiten, dass dort die Kommunikation gut geklappt hat. Meine Eltern 
als direkte Anwohner wurden im Vorfeld nicht wirklich gut informiert. Sie wurden im Rahmen einer 
Informationsveranstaltung informiert, nachdem die Sache schon konkretisiert war und als die Asyl-
bewerber und Flüchtlinge schon da waren. Effektiv funktioniert also nicht alles so super, wie darge-
stellt wurde. Deshalb bitte ich Sie, Punkt 2 anzunehmen und nicht abzuschreiben.  
 
Präsidentin. Du PS-PSA, M. Müller. Y-a-t-il encore quelqu'un qui veut s'annoncer? – Dans trente 
secondes, je ferme la liste des intervenants à titre personnel. M. Müller, c'est à vous. 
 
Reto Müller, Langenthal (SP). Andrea, die Gemeinde in der man zuerst demokratisch abstimmt, 
ob man eine Notunterkunft für Asylsuchende in seiner Nachbarschaft eröffnen will, die muss man 
mir hier noch zeigen. Als Präsident der Asylkommission Emmental-Oberaargau bin ich und sicher 
auch der Migrationsdienst vom Kanton Bern immer bereit, Gemeinden aufzunehmen, die sich in 
dieser Thematik positiv engagieren wollen. 
Hier geht es nun noch um die Abschreibung, respektive wie man in solchen Fällen informieren will. 
Aber versetzen Sie sich doch einmal in die Lage dieser Behörden, liebe Leute. In den Medien gab 
es einen riesigen Aufschrei, als Schafhausen angekündigt wurde: 150 Asylsuchende bei einer Be-
völkerungszahl im Dorfteil von 300 Personen. Nun läuft es, und zwar relativ gut. Die Medien berich-
ten eben leider in jenen Fällen nicht mehr, wo es gut läuft. Nun kann man sagen, das sei gut oder 
schlecht. Manchmal wünschte ich mir, sie würden jetzt in derselben Intensität berichten, wo es gut 
läuft. Ich musste ins Radio, wir wurden in allen Zeitungen zitiert. In der Begründung wurde noch 
ausgeführt, es seien ja gar nicht Syrer oder Kriegsflüchtlinge, die jetzt kommen. Diese würden aus 
Eritrea kommen. Ich lade die Interessierten gerne ein, in einer Unterkunft der Heilsarmee Flücht-
lingshilfe mit den Leuten zu sprechen. Ich möchte Sie aber warnen. Wahrscheinlich würde es ge-
wisse Meinungen oder Wahrnehmungen beeinflussen. 
Solche Vorstösse führen nicht dazu, dass sie die Unsicherheiten in der Bevölkerung – die wir ver-
stehen – ausräumen. Solche Vorstösse führen dazu, dass man noch mehr Angst bekommt. Aber 
ich sage Ihnen noch eines, und das als Vorinformation der Asylkommission an alle Gemeinden im 
Kanton Bern: Für 40 bis 60 Prozent der Asylsuchenden, die jetzt in der Notunterkunft sind – es sind 
über 2 000 Leute – brauchen wir nachher Wohnungen in Ihren Gemeinden. Wir haben gegenwärtig 
zu wenige davon. Wir haben im Emmental-Oberaargau für rund 1 000 Leute Wohnungen, die ein 
selbständiges Wohnen ermöglichen. Wir benötigen rund das zwei- oder dreifache an Wohnungen. 
Wir werden auf Ihre Regionen, respektive in unserem Fall auf die Region Oberaargau und auf die 
Regionalkonferenz Emmental zukommen. Wir brauchen Solidarität, um die Leute weiterhin in den 
Gemeinden unterbringen zu können. Es ist nicht nur gelöst, indem sie nun in diesen Notunterkünf-
ten sind. Wir brauchen die Gemeinden, wir brauchen den Goodwill und die Unterstützung der Be-
völkerung auch weiterhin, und ich danke Ihnen für die Solidarität, die Sie mit diesen Leute und mit 
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diesen Behörden haben.  
 
Elisabeth Zäch, Burgdorf (SP). Ich möchte mich nun als direkt betroffene Stadtpräsidentin, die ein 
Asylzentrum eröffnen musste, doch auch noch äussern. Der Regierungsrat rief mich in den Ferien 
persönlich an und sagte mir, dass der Kanton in einer Notlage sei und ob ich helfen könne. Sie wür-
den etwa diese oder jene Unterkunft sehen. Ich muss Ihnen sagen, in solch einer Situation sage ich: 
«Ja, ich helfe, und wir versuchen das gut aufzugleisen.» Wir reden aktuell von der grössten Flücht-
lingskatastrophe in den letzten 40 bis 50 Jahren. So viele Flüchtlinge waren nie unterwegs, und 
wenn da nicht zuerst einmal die Behörden zusammenstehen und sagen, wir seien in einer humani-
tären Notsituation, dann weiss ich nicht, wie wir diese bewältigen sollen. Es ist auch unsere Pflicht, 
zu helfen. Wir haben dann schön stufengerecht unsere Bevölkerung informiert. Wir können doch 
nicht die einzelnen Nachbarn fragen, ob sie es gerne hier oder dort hätten. Wir gingen vielmehr zu-
sammen mit der Regierung daran, eine gute Kommunikation aufzubauen. An der Veranstaltung, 
Andrea, an der deine Eltern auch teilnahmen, sind letztlich alle Menschen zusammengestanden. 
Der Regierungsrat war auch da. Alle Nachbarinnen und Nachbarn sagten: «Jetzt müssen wir das 
Beste daraus machen.» Es gab einen einzigen Menschen, der sich gewehrt hat und der ging letzt-
lich unter, als man sagte, Burgdorf will diesen Leuten nun Unterschlupf gewähren. So soll es sein 
und das wurde gut gemacht. Ich danke auch Herrn Regierungsrat Käser für die gute Zusammenar-
beit. 
 
Präsidentin. Primo, je vous avais donné trente secondes pour vous annoncer à titre d'intervenant 
personnel, j'ai attendu quarante secondes et j'ai fermé la liste, ce qui est en ordre. Secundo, je vous 
ai demandé de parler seulement du classement. Nous ne faisons pas un débat politique sur l'asile, 
je vous prierais de vous exprimer sur le classement, merci, c’est à vous. 
 
Peter Siegenthaler, Thun (SP). Frau Zäch hat davon gesprochen, wie sie es als betroffene Stadt-
präsidentin, die ein solches Asylzentrum führt, erlebt hat. Nun möchte ich Ihnen in zwei oder drei 
Sätzen sagen, wie ich es erlebt habe, als einer, der in der Stadt Thun zusammen mit dem Kanton 
2013 eines eröffnet und Ende 2014 wieder geschlossen hat. Frau Gschwend, das ist ein ganz 
schwieriges Unterfangen. Wir sind vom Migrationsdienst des Kantons Bern (Midi) sehr gut darüber 
beraten worden, wann und wie man informiert. Man hat uns auch geraten, möglichst knapp vor der 
Eröffnung zu informieren. Wir haben das gemacht. Herr Regierungsrat Käser war selber in Amsol-
dingen. Das war keine schöne Veranstaltung! Niemand in diesem Kanton reisst sich um diese Prob-
lematik. Trotzdem sind die Menschen da, und gleichzeitig sind wir aufgerufen, anständig mit ihnen 
umzugehen. Wir haben dieses Zentrum für 150 Personen vorgesehen und der Kanton hat uns im-
mer gesagt, wir würden es eineinhalb Jahre offenhalten. Der Kanton hat Wort gehalten und das 
Zentrum wurde 2014 geschlossen. 
Natürlich lief in diesem Zentrum nicht alles rund. Das wäre ja ein relativ hoher Anspruch, wenn Leu-
te aus 40 Nationen auf engem Raum in einer solchen Zivilschutzanlage zusammenleben müssen. 
Dabei ist unsere Anlage noch relativ privilegiert, weil es grosse Aussenflächen hat. Wir haben der 
Bevölkerung versprochen, dass wir uns um Ereignisse, die dort draussen passieren, kümmern, und 
dass wir ihren Anmerkungen und Telefonaten mittels einer Hotline usw. nachgehen. Wir sind Gott 
sei Dank von ganz grossen Ereignissen verschont geblieben. Am Anfang hatten wir sehr viele nord-
afrikanische Einzelpersonen, und dann wurden wir plötzlich mit syrischen Grossfamilien konfrontiert, 
mit Eritreerinnen und Eritreern, die ganz andere Anforderungen an die Betreuung durch uns gestellt 
haben. Das konnten wir über die Bühne bringen, und ich will hier einfach auch der Polizei- und Mili-
tärdirektion und auch Hans-Jürg Käser danken, dass er gekommen und hingestanden ist. Er erlebt 
das ja nicht zum ersten Mal. Er hat es auch in Schafhausen nicht zum ersten Mal erlebt und wird es 
wohl auch nicht zum letzten Mal erlebt haben. Diese Diskussion ist eine Art Wiederkehr aller Dinge, 
und wenn es dann fertig ist, muss man das Fazit ziehen, dass es im Grossen und Ganzen gut ge-
gangen ist. 
 
Hans-Jürg Käser, Polizei- und Militärdirektor. Ich knüpfe an das letzte Votum von Herrn Grossrat 
Siegenthaler an und sage deshalb noch zwei Sätze zum Titel dieses Vorstosses. Ich bitte um ein 
wenig Objektivität und sage in aller Bescheidenheit: Der Kanton Bern gehört zu den Spitzenkanto-
nen im Handling dieser Thematik. Da gibt es ganz andere Beispiele, das kann ich Ihnen sagen. Wir 
haben seit Sommer 2014 850 zusätzliche Plätze geschaffen, und ich habe bei allen Gemeinden, bei 
denen uns eine Anfrage aussichtsreich erschien, persönlich mit dem Gemeindepräsidenten, einem 
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Gemeinderat oder dem Gemeindeschreiber telefoniert. Zudem gab es zwei Gemeinden, die uns von 
sich aus eine Unterkunft angeboten haben. Hasle bei Burgdorf, zu dem Schafhausen gehört, hat 
uns von sich aus das Schulhaus angeboten. Aeschiried ist mit einem ähnlichen Vorschlag auf uns 
zugekommen.  
Wir waren immer offen für eine Kommunikation, denn es ist sehr wichtig, dass die Kommunikation 
läuft. Ob man diesen Vorstoss abschreibt oder nicht, hat keinen Einfluss. Die Kommunikation ist 
ganz zentral! Wenn man eine solche Anlage eröffnet und die Gemeinde wünscht, dass eine öffentli-
che Veranstaltung stattfindet, dann komme ich immer. Ich könnte Ihnen zwölf Gemeinden aufzählen 
die ich aus diesem Grund besucht habe, und ich werde das auch in Zukunft so handhaben. Wenn 
man nach dem medialen Geschrei erlebt, dass die Anwohner in Schafhausen den Asylsuchenden 
im Schulhaus Spielsachen und selbstgebackene Kuchen bringen, weil sie mit diesen armen Men-
schen Mitleid haben, ist auch das ein Zeichen der Solidarität der Bevölkerung. In diesem Sinn bin 
ich froh, wenn Sie weiterhin Verständnis haben, denn die Aufgabe des Asylwesens ist eine Heraus-
forderung für unser Land, und wir wollen uns dieser Herausforderung in engem Kontakt mit Bund 
und Gemeinden stellen.  
 
Präsidentin. Nous passons donc au vote, point par point, le point 1 si vous êtes d'accord. – Par-
don, M. le motionnaire, vous vouliez encore dire quelque chose, c'est à vous. 
 
Alfred Bärtschi, Lützelflüh (SVP). Besten Dank für die mehrheitlich recht gute Diskussion. Ich bin 
froh, dass Frau Ratspräsidentin Struchen gesagt hat, es gehe nur noch um Punkt 2. Ich habe expli-
zit keine Diskussion über die Asylpolitik gewollt. Wir sehen selber in welch schwieriger Situation wir 
uns heute weltweit befinden. Ich glaube, das müssen wir hier nicht ausdeutschen, denn das können 
wir tagtäglich in der Zeitung lesen. Mir geht es einzig und alleine darum, dass der Kanton als feder-
führendes Organ dafür sorgt, dass die Gemeinden im Boot bleiben, indem man die Leute, die Be-
völkerung, vielleicht etwas früher informieren kann, als das in Hasle der Fall war. Ich bin nicht ein-
verstanden damit, dass man möglichst knapp informieren soll, wie vorher gesagt wurde. Ich sehe 
das bei anderen Problemen, beispielsweise auf der Gemeindeebene. Wenn man mittels Kommuni-
kation einen gewissen Vorlauf für einen Entscheid gibt, dann ist das immer gut. Ich glaube, das 
knüpft an dem an, was Peter Siegenthaler gesagt hat. Es gibt immer einen gewissen Unmut, wenn 
man eine Informationsveranstaltung machen muss. Ich war dabei, als Herr Regierungsrat Käser in 
Lützelflüh war. Damals gab es ziemlichen Trubel, wie ich mir zu sagen erlaube. Danach lief es sehr 
gut. Dieses Zentrum bei uns wurde gut geführt. Bei Schafhausen hat man schon anderes in der 
Zeitung gehört. Aber das ist wohl normal. Das ist wahrscheinlich ein so genannter Kollateralscha-
den. Ich bitte Sie trotzdem, diese Motion in Punkt 2 nicht abzuschreiben. Es geht darum, dass man 
möglichst gut und zielgerichtet informiert, wie Regierungsrat Käser schon gesagt hat. Es geht nicht 
um irgendwelche asylpolitischen Fragen.  
 
Präsidentin. Nous passons au vote point par point. Pour le point 1, si vous acceptez la motion oui 
ou non, puis le classement oui ou non et le point 2, si vous acceptez la motion oui ou non, et le 
classement du point 2 oui ou non. Le point 3 est donc retiré.  Ceux qui acceptent la motion votent 
oui, du point 1, ceux qui refusent votent non. 
 
Abstimmung (Ziff. 1) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 
Annahme 

Ja 115 

Nein   32 

Enthalten     1 

 
Präsidentin. Vous avez accepté le point 1. Nous passons au classement du point 1. Ceux qui ac-
ceptent le classement du point 1 votent oui, ceux qui refusent votent non. 
 
Abstimmung (Abschreibung Ziff. 1) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 
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Annahme 

Ja 144 

Nein     4 

Enthalten     0 

 
Präsidentin. Vous avez accepté le classement. Nous passons au point 2. Ceux qui acceptent le 
point 2 de la motion votent oui, ceux qui refusent votent non. 
 
 
Abstimmung (Ziff. 2) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 
Annahme 

Ja 111 

Nein   35 

Enthalten     1 

 
Präsidentin. Vous avez accepté ce point 2. Nous passons donc au classement. Ceux qui acceptent 
le classement de ce point 2 votent oui, ceux qui refusent votent non. 
 
 
Abstimmung (Abschreibung Ziff. 2) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 
Annahme 

Ja 101 

Nein   44 

Enthalten     1 

 
Präsidentin. Vous avez accepté le classement de ce point 2. 
 
 

 

 

 

   


